
gestellten Erfordernis, daß dem Angeklagten eine La­
dung zur Hauptverhandlung schon vorher zugestellt 
worden sein müsse, ist für das Berufungsverfahren 
genügt, wenn der Angeklagte in 1. Instanz teilgenom­
men hatte.

Die Berufung des Angeklagten Ch. war somit gemäß 
§ 329 Abs. 1 StPO sofort zu verwerfen. Der Umstand, 
daß der Verteidiger erschienen war, stand dem nicht

entgegen, da das Berufungsgericht gemäß § 236 StPO 
das persönliche Erscheinen des Angeklagten angeord­
net hatte und dieser infolgedessen nicht befugt war, 
sich durch den Verteidiger vertreten zu lassen (vgl.
§ 329 Abs. 1 StPO: „............................. in den F ä l l e n ,  w o
s o l c h e s  z u l ä s s i g ,  ein Verteidiger des Angeklag­
ten erschienen“).

(Mitgeteilt von Staatsanwalt U h 1 m a n n , Leipzig.)

L i t e r a t u r

Bücher
Das liecht der Arbeit. Gesetze und Verordnungen der Deutschen 

Demokratischen Republik auf dem Gebiete des Arbeitsrechts 
nebst Durchführungsbestimmungen und dem Muster eines 
Rahmenkollektivvertrages. 1. Ausgabe 1951, Deutscher Zen­
tralverlag Berlin.
Die Sammlung umfaßt folgende Rechtsgebiete: Gesetz der 

Arbeit, VO über Kollektivverträge, die Bestimmungen zur 
Aktivisten- und Wettbewerbsbewegung, zur Verbesserung der 
Entlohnung der Arbeiter und Angestellten in den volkseigenen 
Betrieben, über deutsche Ferien- und Erholungsreisende sowie 
auszugsweise Bestimmungen zum Gesetz über den Mutter- und 
Kinderschutz und die Rechte der Frau, schließlich die Vor­
schriften über Freistellung zu Schulungs- und Ausbildungs­
zwecken. Schon diese Übersicht vergegenwärtigt die fort­
schrittliche Gesetzgebung in der Deutschen Demokratischen 
Republik auf dem Gebiete des Arbeitsrechts. Das Studium 
der zusammengestellten gesetzlichen Bestimmungen ist so recht 
dazu angetan, sich der bedeutenden gesellschaftlichen Entwick­
lung in der Deutschen Demokratischen Republik bewußt zu 
werden. Die Sammlung soll allen Werktätigen zur Information 
und allen mit der Verwirklichung der Gesetze Beauftragten als 
Handbuch dienen. Die Tatsache, daß von 25 abgedruckten 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen 23 aus den Jahren 1950/51 
stammen, beweist, daß die Entwicklung unseres fortschritt­
lichen Arbeitsrechts in unmittelbarem Zusammenhang mit der 
Entwicklung unserer volkseigenen Wirtschaft steht. Die Hälfte 
der abgedruckten Gesetzesquellen bezieht sich auf den volks­
eigenen Sektor unserer Wirtschaft. Die Gewerkschaften und 
Betriebsleitungen sollten deshalb dafür sorgen, daß besonders 
in den volkseigenen Betrieben möglichst viele Arbeitskollegen 
das „Recht der Arbeit“ kennenlernen, zumindest aber die­
jenigen, die für die Erfüllung unseres Fünf jahrplanes eine 
besondere Verantwortung tragen.

Zur Vervollständigung wird empfohlen, die zweite Ausgabe 
um einige wichtige Bestimmungen zu erweitern. Dies gilt in 
erster Linie von dem „Gesetz zum Schutz der Arbeitskraft der 
in der Landwirtschaft Beschäftigten“ vom 12. Dezember 1949 
mit den Durchführungsbestimmungen, der „Verordnung über 
Erholungsurlaub“ vom 7. Juni 1951 und der „Verordnung über 
Kündigungsrecht“ vom gleichen Tage. Ebenso wäre hinsichtlich 
der Vorschriften zur Förderung der Technischen Intelligenz 
eine Ergänzung zu begrüßen. Erfahrungsgemäß ist es schwie­
rig, den Umfang einer derartigen Sammlung zu bestimmen. 
Man sollte jedoch prüfen, ob nicht auch die „Verordnung zur 
Verbesserung der Lage der Bergarbeiter, des ingenieur-techni­
schen und kaufmännischen Personals sowie der Produktions­
verhältnisse im Bergbau“ vom 10. August 1950 aufzunehmen ist.

Dr. Werner A r t z t

Prof. Dr. Kurt Wal eher: Gerichtliche Medizin für Juristen
und Kriminalisten. Arbeitsgemeinschaft medizinischer Ver­
lage GmbH, Johann-Ambrosius-Barth-Verlag, Leipzig, 1950, 
168 S.
Die Entwicklung des Zivil- und Strafrechts hat gezeigt, daß 

der Jurist in immer steigendem Maße gerichtsärztliche Sach­
verständige zur Klärung medizinischer Fachfragen benötigt. 
Um sich mit der Denkweise und Methodik des Sachverständi­
gen vertraut zu machen und dem Gutachten das notwendige 
Verständnis entgegenbringen zu können, wird sich der Jurist 
zweckmäßigerweise mit den Grundbegriffen der gerichtlichen 
Medizin befassen.

Der aus 24 Vorlesungen bestehende Leitfaden von Prof. 
Walcher vermittelt in klarer, anschaulicher und fesselnder Dar­
stellung die Grundlagen der gerichtlichen Medizin. Durch das 
Vermeiden von Fachausdrücken bzw. deren Erläuterung wird 
den Angehörigen der Justiz- und Polizeibehörden dieses Gebiet 
in verständlicher Weise erschlossen.

Das Kerngebiet der gerichtlichen Medizin, die Lehre vom 
gewaltsamen Tod, wird von dem Verfasser eingehend behan­
delt. Daß es sich hierbei weniger um die Feststellung der 
Todesursache als vielmehr um die Rekonstruktion von Tather­
gängen durch medizinische und naturwissenschaftliche Unter­
suchungen handelt, wird besonders hervorgehoben. Es wird 
klar zum Ausdruck gebracht, daß der Gerichtsmediziner sowohl 
an der Feststellung des äußeren wie des inneren Tatbestandes 
beteiligt ist. Er kann der Staatsanwaltschaft wesentliche Hin­
weise zur Klärung der Fragen geben, ob z. B. Mord, Selbst­
mord oder Unglücksfall vorliegt, aus welcher Entfernung ge­
schossen wurde, ob die Tat mit einem bestimmten Instrument 
begangen wurde, welche Stellung Täter und Opfer eingenom­
men haben, wie sich ein Verkehrsunfall abgespielt hat usw.

In der ersten Vorlesung werden von dem Verfasser neben 
der Besprechung der Blutnachweismethoden grundlegende 
Ausführungen über die Auswahl von Sachverständigen gemacht. 
Im Rahmen der Vorlesung über Verkehrsunfälle wird die 
Beeinflussung durch Alkohol besonders hervorgehoben. —

Daß es bei der Kindestötung sehr häufig zu Fehlurteilen 
kommt, wird in der betreffenden Vorlesung zum Ausdruck 
gebracht. — Eine gewaltsame Erstickung wird nicht nur bei 
Neugeborenen, sondern auch bei Kindern und Erwachsenen 
oft zu Unrecht aus dem Vorliegen von sogenannten Erstik- 
kungszeichen geschlossen. Entscheidend ist hier vielmehr der 
Nachweis der erstickenden Ursache aus Spuren und Verlet­
zungen.

über die Arbeitsweise des Sachverständigen und die Unter­
suchungen zur Vorbereitung eines wissenschaftlich begründeten 
Gutachtens unterrichtet ein Abschnitt über das Experiment. In 
dem Kapitel über gerichtliche Sektion, Leichenschau und 
Leichenveränderungen wird u. a. die Unzulänglichkeit einer 
gewöhnlichen Leichenschau vor Augen geführt und auf die Not­
wendigkeit der Durchführung einer gerichtlichen Leichen­
öffnung, insbesondere bei Tötungsdelikten hingewiesen, über 
die Vielseitigkeit der Spuren und Verletzungen bei Schußver­
letzungen und die Fülle der dabei erforderlichen Untersuchun­
gen bringt der Verfasser einen ausführlichen überblick. In 
weiteren Kapiteln werden die Schwangerschaftsunterbrechung, 
Zeitbestimmungen auf biologischer Grundlage, Vergiftungen, 
Tod im Wasser und Exhumierungen besprochen.

Ein Abschnitt über Blutgruppen führt den Richter in die 
Grundlagen der in den letzten Jahren erheblich weiterent­
wickelten Blutgruppenlenre ein.

Dem Kapitel über plötzlichen Tod aus natürlicher Ursache, 
agonale Verletzungen, Verwaltungssektionen wäre noch hinzu­
zufügen, daß die Anordnung der DWK über die ärztliche 
Leichenschau vom 9. März 1949 in der Deutschen Demokrati­
schen Republik eine gesetzliche Handhabe für die Durchfüh­
rung von Verwaltungssektionen bietet.

Weitere Vorlesungen orientieren den Leser über die Wich­
tigkeit von „nebensächlichen“ Befunden, über Selbstmord und 
Selbstbeschädigung, Identifikation von Knochen, Mißhandlung 
und Vernachlässigung.

Daß bei gerichtlich-medizinischen Begutachtungen dem Sach­
verständigen die näheren Umstände mitgeteilt, d. h. die Akten 
mitgegeben werden müssen, sei aus dem Abschnitt über die 
Objektivität des Sachverständigen hervorgehoben.

Aus seinem reichen Erfahrungsschatz, der sich auf eine 
langjährige gerichtsärztliche Tätigkeit stützt, bringt Prof. 
Walcher in den einzelnen Kapiteln jeweils eine große Anzahl 
sehr instruktiver und aufschlußreicher Beispiele, die als prak­
tische Belege den dargebotenen Stoff in geeigneter Weise 
unterstreichen.

Für kommende Auflagen sei auf Grund häufiger diesbezüg­
licher Anfragen von Gerichten darauf hingewiesen, daß es 
zweckmäßig wäre, wenn auf einige weitere, von der gericht­
lichen Medizin in Unterhaltsprozessen angewandte spezielle 
Untersuchungsmethoden, wie die Beurteilung der Zeugungs­
fähigkeit und die erbbiologische Untersuchung, kurz einge­
gangen würde. Weiterhin könnten im Rahmen einer Vorlesung 
über forensisch-psychiatrische Fragen die Erkennung und 
Behandlung der Betäubungsmittelsucht sowie die medizinischen 
Voraussetzungen der §§ 42 b ff. StGB und 126 a StPO kurze Er­
wähnung finden.

Der vorliegende Leitfaden der gerichtlichen Medizin für 
Juristen und Kriminalisten von Prof. Walcher füllt eine emp­
findliche Lücke im juristischen Schrifttum aus. Es ist zu 
wünschen, daß dieses kleine Werk in den Kreisen der Justiz­
behörden und der Volkspolizei eine weite Verbreitung finden 
möge. Dr. G. D u m j a h n , Berlin

Neuerscheinung auf dem Gebiete des Abgabenrechts
Im Deutschen Zentralverlag, Berlin O 17, erscheint in Fort­

setzung eine Sammlung der heute geltenden Abgabengesetze 
auf dem Gebiete des Steuer- und Zollrechts, des Preisrechts, 
der Preisüberwachung und der Sozialversicherung, die vom 
Ministerium der Finanzen der Deutschen Demokratischen 
Republik herausgegeben werden. In dieser Sammlung liegen 
bisher zwei Werke vor.

I. Sammlung der Anordnungen und Rundverfügungen auf 
dem Gebiete des Abgabenrechts, Jahrgang 1950.

In chronologischer Reihenfolge werden in dieser Broschüre 
die Anordnungen und Rundverfügungen des Jahres 1950, die 
auf dem Gebiete des Abgabenrechts ergangen sind, veröffent­
licht. Diese Anordnungen zeigen die Entwicklung, die nament­
lich das Steuerrecht in dieser Zeitspanne genommen hat. Die 
Rechtssetzung vollzog sich nur zu einem kleinen, wenn auch 
bedeutenden Teil in der Form der Gesetze. Die Fülle des ab­
gedruckten Materials zeigt vielmehr, daß im allgemeinen die 
Form der Anordnung gewählt wurde. Rechtsgrundlage hierfür 
sind die §§ 12 ff. Abgabenordnung und § 22 des Abgabengesetzes. 
Der zweite Teil ist der Veröffentlichung der von der Abgaben­
verwaltung erlassenen Rundverfügungen, die hauptsächlich 
Maßnahmen des operativen Dienstes betreffen, gewidmet.

Das Werk ist ein unentbehrliches Handwerkzeug für alle 
jene Personen, die persönlich oder beruflich mit Steuer-, 
Finanz- und Abgabenfragen zu tun haben.
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